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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation in der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 

über die Tagung der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 18. bis 20. Juni 1974 in Paris 


Während der Juni-Tagung (Erster Teil der 20. ordentlichen Sit- 
zungsperiode) erörterte die Versammlung der Westeuropä- 
ischen Union Berichte und verabschiedete Empfehlungen und 
Entschließungen, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Eröffnung des ersten Teils der 20. ordentlichen Sitzungs- 
periode der Versammlung, Wahl des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten, Ansprache des Präsidenten, Annahme des 
Entwurfs der Tagesordnung 


— Bericht des Rates (19. Jahresbericht des Rates an die Ver- 
sammlung) 

Hierzu sprach: Abg. Kahn-Ackermann (S. 5, 6) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung Nr. 249 betreffend die Beziehungen zwischen 
der Versammlung und dem Rat (Drucksache 642) 

— Politische Fragen (Politische Tätigkeiten des Rates — Ant- 
wort auf den 19. Jahresbericht des Rates; die Hindernisse 
im Wege eines Abkommens zwischen Europa und den Ver- 
einigten Staaten über eine Lösung der derzeitigen wirt- 
schaftlichen und politischen Probleme; die Hindernisse im 
Wege der politischen Union Europas) 

Hierzu sprachen: Abg. Sieglerschmidt (S. 8, 14), Abg. Am- 
rehn (S. 10), Abg. Blumenfeld (S. 12) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 246 betreffend die politischen Tätigkeiten 
des Rates (Drucksache 633) 
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Empfehlung Nr. 251 betreffend die Hindernisse im Wege 
eines Abkommens zwischen Europa und den Vereinigten 
Staaten über eine Lösung der derzeitigen wirtschaftlichen 
und politischen Probleme (Drucksache 632) 

Empfehlung Nr. 255 betreffend die Hindernisse im Wege der 
politischen Union Europas (Drucksache 630) 


— Verteidigungsfragen (Anwendung des Brüsseler Vertrages 
— Antwort auf den 19. Jahresbericht des Rates; Konsultation 
und Entscheidungen im Atlantischen Bündnis; die Sicherheit 
und das Mittelmeer; die Dienstbedingungen bei den Streit- 
kräften) 

Hierzu sprachen: Abg. Amrehn (S. 10), Abg. Blumenfeld 
(S. 12), Abg. Sieglerschmidt (S. 13), Abg. Dr. Klepsch (S. 14) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 247 betreffend die Anwendung des Brüsseler 
Vertrages (Drucksache 638) 

Empfehlung Nr. 252 betreffend Konsultation und Entschei- 
dungen im Atlantischen Bündnis (Drucksache 635) 

Entschließung Nr. 53 betreffend die Dienstbedingungen bei 
den Streitkräften (Drucksache 636) 

Empfehlung Nr. 254 betreffend die Sicherheit und das Mittel- 
meer (Drucksache 637) 

Wissenschaft und Technologie (Die Europäische Raumfahrt- 
behörde — Antwort auf den 19. Jahresbericht des Rates; 
eine europäische Politik zur friedlichen Nutzung der Atom- 
energie) 

Hierzu sprach: Abg. Richter (S. 5, 7) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 248 betreffend die Europäische Raumfahrt- 
behörde (Drucksache 639) 

Empfehlung Nr. 253 betreffend eine europäische Politik zur 
friedlichen Nutzung der Atomenergie (Drucksache 640) 

— Haushaltsfragen und Angelegenheiten der allgemeinen Ver- 
waltung (Entwurf des Nachtragshaushalts für Verwaltungs- 
ausgaben der Versammlung für das Haushaltsjahr 1974) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entwurf des Nachtragshaushalts für Verwaltungsausgaben 
der Versammlung für das Haushaltsjahr 1974 (Druck- 
sache 634) 

Stellungnahme Nr. 21 betreffend den Haushalt der Organe 
der Westeuropäischen Union für das Haushaltsjahr 1974 
(Drucksache 631) 
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Empfehlung Nr. 250 betreffend die Statusverbesserung des 
Personals der Westeuropäischen Union (Drucksache 631) 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Die Empfehlungen Nr. 248 und Nr. 255, die die Versammlung 
während des ersten Teils der 19. ordentlichen Sitzungsperiode 
verabschiedete, sind auf den Seiten 17 und 18 des Berichts in 
deutscher Übersetzung abgedruckt. 

Den 19. Jahresbericht des Rates trug der britische Staatssekretär 
des Außenministeriums Roy Hatterley anstelle des Ratspräsi- 
denten vor. 

In der Versammlung sprachen der Administrator der NASA, 
James C. Fletcher, der britische parlamentarische Staatssekretär 
im Energieministerium, A. Eadie, der kanadische Senator A. 
Grossart und das Mitglied des dänischen Folketing J. Träff. 

-^-T7 

Der französische Abgeordnete Edmond Nessler (UDR) wurde 
zum Präsidenten der Versammlung, Abgeordneter Amrehn 
(CDU/CSU) zum Vizepräsidenten der Versammlung, Abgeord- 
neter Sieglerschmidt (SPD) zum Vorsitzenden des Politischen 
Ausschusses, Abgeordneter Dr. Klepsch (CDU/CSU) zum Stell- 
vertretenden Vorsitzenden des Ausschusses für Verteidigungs- 
fragen und Rüstung, Abgeordneter Richter (SPD) zum Stellver- 
tretenden Vorsitzenden des Ausschusses für Wissenschafts-, 
Technologie- und Raumfahrtfragen, Abgeordneter Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) zum Stellvertretenden Vorsitzenden des Geschäfts- 
ordnungsausschusses gewählt. 


Bonn, den 23. September 1974 


Franz Amrehn 

Sprecher 
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Dienstag, 18. Juni 1974 

T agesordnungspunkt: 

Eröffnung des ersten Teils der 20. Sitzungs- 
periode durch den Alterspräsidenten 

Tagesordnungspunkt: 

Prüfung der Vollmachten 

T agesordnungspunkt: 

Wahl des Präsidenten der Versammlung 

der Westeuropäischen Union 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten 

Tagesordnungspunkt: 

Wahl der 6 Vizepräsidenten der Versammlung 

der Westeuropäischen Union 

Tagesordnungspunkt: 

Annahme des Entv/urfs der Tagesordnung 

(Drucksache 628) 

T agesordnungspunkt: 

Antrag einer Empfehlung über die Beziehungen 
zwischen der Versammlung und dem Rat 

(Drucksache 642) 

Kahn- Ackermann (SPD): I have the feeling that 
many members do not really know what the motion 
is about, so I think, with your permission, it is better 
to teil the House that this is a motion which points 
out that a large number of recommendations of 
this Assembly have not been dealt with in due 
time by the Council of Ministers. Some of them 
have not got an answer at all. I do think that we 
cannot go on with this kind of procedure. This 
Assembly is established under a Statute of the 
Brussels Treaty, and this Assembly has its own 
rights. We cannot continue having recommen- 
dations of this Assembly not dealt with in due time 
by the Council. It is an impossible position. That 
is why we are demanding in this motion that 
another kind of procedure than that laid down in 
the Regulations should be applied in the future. 
It is in the interests of this House that we should 


have such a procedure, because I do not think it is 
worthwhile coming here to sit in this Assembly 
when the Council of Ministers is sometimes acting 
as if Members of Parliament do not exist. 

Der Präsident teilt mit, daß die Debatte über den 
Antrag zusammen mit der verbundenen Debatte 
über den Jahresbericht des Rates und die Antwort- 
berichte der Ausschüsse erfolgt. 

Tagesordnungspunkt: 

19. Jahresbericht des Rates 

(Drucksachen 629, 641) 

Tagesordnungspunkt : 

Politische Tätigkeiten des Rates — 
Antwort auf den 19. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 633) 

Berichterstatter: Abgeordneter Steel 

Tagesordnungspunkt: 

Anwendung des Brüsseler Vertrages — 
Antwort auf den 19. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 638) 

Berichterstatter: Abgeordneter Tanghe 

Tagesordnungspunkt: 

Die Europäische Raumfahrtbehörde — 
Antwort auf den 19. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 639) 

Berichterstatter: Abgeordneter Richter 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Als Berichterstatter des 
Ausschusses für Wissenschaft, Technologie und 
Weltraumfragen kann ich in Übereinstimmung mit 
den Kollegen des Ausschusses feststellen, daß un- 
sere in der Versammlung häufig angemahnten An- 
liegen einen Schritt vorangekommen sind. Wir kön- 
nen also mit der Arbeit des Rates und auch mit 
seinen Antworten nicht unzufrieden sein. 

Durch die Fusion von ESRO und ELDO wurde am 
1. April 1974 die einheitliche europäische Weltraum- 
organisation ESA geschaffen, in der die euro- 
päischen nationalen Weltraumprogramme so weit 
und so schnell wie vernünftigerweise möglich in die 
europäischen Programme integriert werden sollen. 
Die nationalen Kapazitäten und die der ESA sollen 
vernünftig aufeinander abgestimmt und rationali- 
siert werden. 
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So gab die Europäische Weltraumkonferenz ihre 
grundsätzliche Zustimmung, daß innerhalb eines 
gemeinsamen europäischen Rahmens mit Spacelab 
die Beteiligung am Post- Apollo-Programm der USA 
erfolgt und daß nach französischen Vorstellungen 
die Trägerrakete ARIANE gebaut wird. Im Satel- 
litenprogramm kommt dem britischen maritimen 
Satelliten MAROTS eine besondere Bedeutung zu. 

16 Jahre nach dem Start des ersten Erdsatelliten 
und vier Jahre nach der ersten Landung von Men- 
schen auf dem Mond hat die Raumfahrt ihre spek- 
takuläre Pionierphase hinter sich gelassen und ist 
nunmehr technisch etabliert. Vordringliches, welt- 
weit nötiges Ziel der Raumfahrt ist nunmehr die 
wirtschaftliche Nutzung der Raumflugtechnik ge- 
worden. Gegenwärtig steht die wirtschaftliche An- 
wendung der Satellitentechnik, insbesondere für 
Kommunikations- und Navigationszwecke, im Vor- 
dergrund. Der Bedarf an Diensten im Nachrichten- 
sektor dürfte nach Schätzungen der COMSAT um 
15 bis 35 ®/o pro Jahr zunehmen. Damit sind wir 
wahrscheinlich bei dem größten Geschäft, das es im 
Moment auf unserem Kontinent gibt. 

Nach dem Abschluß der Skylab-Missionen ist nur 
noch eine einzige bemannte Mission, der gemein- 
same amerikanisch-sowjetische Flug Apollo-Sojus, 
vorgesehen. Erst für das Ende der siebziger Jahre 
sind mit dem Raumtransporter (Shuttle), dessen Ent- 
wicklung Schwerpunkt des amerikanischen Welt- 
raumprogramms wird, und mit dem europäischen 
Weltraumlaboratorium SPACELAB bemannte Flüge 
geplant. 

Das Europäische Weltraumprogramm und dessen 
Ausgangslage wird durch die Entscheidung des 
ESRO-Rates charakterisiert, Anwendungssatelliten- 
programme wie TELCOM, AEROSAT, METEOSAT 
durchzuführen, mit freiwilliger Teilnahme der je- 
weiligen Mitgliedstaaten, um ihren unterschied- 
lichen Interessen Rechnung zu tragen. 

Nationale Programme — ■ das müssen wir hier fest- 
stellen — behalten trotz europäischer Raumfahrt- 
agentur immer noch ihren relativ hohen Rang. 
Frankreich führt ein umfassendes nationales Welt- 
raumprogramm durch. Das französische Raumfahrt- 
zentrum in Toulouse befindet sich im Endausbau. 
Frankreich besitzt mit der DIAMANT-Trägerrakete 
zur Zeit die einzige nationale Trägerraketenkapa- 
zität in Europa mit Startanlagen in Kourou 
(Guayana). Kennzeichnend ist die Vorbereitung der 
Betriebssatelliten durch eine Raumflugerprobung 
der erforderlichen Technologien in relativ einfachen 
Technologiesatelliten der DIAMANT-Klasse. Ich be- 
grüße hier nachhaltig die Tatsache, daß sich Frank- 
reich mit ARIANE für die europäische Trägerent- 
wicklung eingesetzt hat. 

Großbritannien führt nationale Satellitenprogram- 
me auf wissenschaftlichem Gebiet (UK-Serie), tech- 
nologischem Gebiet (X-Serie) und auf militärischem 
Gebiet durch. Die Starts erfolgen mit amerikani- 
schen Trägerraketen. Das eigene Trägerraketenpro- 
gramm (Black ARROW) wurde aufgegeben; an 
einem europäischen Trägerraketenprogramm besteht 
kein wesentliches Interesse. Hervorzuheben sind 


die vorzüglichen Forschungseinrichtungen im Ver- 
einigten Königreich und die Bereitschaft zur Euro- 
päisierung der nationalen Programme. 

Italien baut den experimentellen Fernmeldesatel- 
liten SIRIO, die Niederlande bauen den Astronomie- 
satelliten ANS. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
keine rein nationalen Projekte. Die sogenannten 
nationalen Projekte wurden von Anfang an auf bila- 
teraler Basis durchgeführt. Als gutes Beispiel in 
Europa läßt sich HELIOS anführen. Sie bekundet 
starkes Interesse an einem gemeinsamen euro- 
päischen Weltraumprogramm. 

Die mit dem Bericht vorgetragenen Anliegen des 
Ausschusses sollten bei dieser Situation das Ver- 
ständnis des Ministerrats finden. Wir haben als 
europäische Parlamentarier ein großes Interesse, 
möglichst viele Aktivitäten im Raumfahrtbereich 
bei der europäischen Raumfahrtagentur angesiedelt 
zu wissen. Wir hoffen, daß die ESA möglichst rasch 
und wirksam in ihren Anstrengungen vorankommt. 
Es ist für Parlamentarier nur schwer zu verstehen, 
daß das Tauziehen um den Posten des director- 
general und einiger weiterer Positionen im Perso- 
nalbereich noch kein Ende gefunden hat. 

Die Zusammenarbeit zwischen der WEU und 
ELDO und ESRO war in der Vergangenheit gut. Wir 
hoffen, daß sich dieses Klima auch auf die Raum- 
fahrtagentur übertragen läßt und daß von dort an 
die WEU die Informationen laufen, die wir für 
unsere Arbeit brauchen. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 

Tagesordnungspunkt: 

Empfehlung über die Beziehungen 
zwischen der Versammlung und dem Rat 

(Drucksache 642) 

Kahn- Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe den Ausführungen 
des Berichterstatters wenig hinzuzufügen, und ich 
habe auch dem, womit ich heute morgen den mit 
dieser Debatte verbundenen Dringlichkeitsantrag 
eingeführt habe, nur noch sehr wenig hinzuzufügen. 

Lassen Sie mich noch zwei kurze Bemerkungen 
machen. 

Diese Organisation heißt als einzige von allen, 
die wir haben, „Westeuropäische Union". Ich be- 
tone das Wort "Union". Wir fühlen uns hier als 
die Beratende Versammlung einer Union. Was die 
Antworten des Ministerrats auf unsere Empfeh- 
lungsanträge betrifft, haben wir allerdings die Emp- 
findung, daß diese Union nicht mehr als Union so 
funktioniert, wie sie gedacht war. Das ist kurz vor 
dem zwanzigsten Jahrestag für eine Organisation, 
die auf eine Dauer von fünfzig Jahren ausgelegt ist, 
ein nicht eben sehr beruhigendes Zeichen. 

Ich denke deswegen, daß wir unsere Regierungen 
daran erinnern sollten, daß sich diese Versammlung 
zumindest noch als die Versammlung einer Union 
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empfindet, ganz abgesehen davon, daß uns durch 
das Statut in unserer beratenden Funktion Rechte 
zugeteilt worden sind, die wir zur Zeit nicht mehr 
voll wahrnehmen können, weil der Dialog mit dem 
Ministerrat, von dem Herr Hattersley vorhin dan- 
kenswerterweise gesprochen hat, nicht funktioniert. 
Es ist kein Dialog, wenn Abgeordnete monatelang. 
Ja, fast ein Jahr lang auf eine Antwort des Minister- 
rates warten müssen. 

Ich nehme mir den Freimut, daran zu erinnern, 
daß wir, als wir im Frühjahr in Den Haag mit den 
Ministern zusammenkamen, zwar vorzüglich geges- 
sen haben wie immer, wenn wir im Rahmen dieser 
Organisation essen, daß aber der Inhalt der Ge- 
spräche der Qualität dessen, was unseren Mägen 
geboten wurde, in keiner Weise entsprach. Der 
Geist kam zu kurz — und auch das politische Kon- 
zept, möchte ich in diesem Zusammenhang sagen. 
Wir würden gern den Gürtel etwas enger schnallen, 
wenn das politische Konzept etwas besser würde. 

Die Regierungen sollten auch nicht vergessen, daß 
sie eine Pflicht haben, uns im Rahmen dieses Mi- 
nisterrates Auskünfte zu geben, und daß sie auch 
die Pflicht haben, diesen Dialog zu unterhalten. 
Diese Versammlung ist als Beratende Versammlung 
für eine Union gedacht, und sie kann ihre Funktion 
als Beratende Versammlung nicht erfüllen, wenn der 
andere Teil, der Ministerrat, seine Pflicht als Partner 
in diesem Dialog so vernachlässigt, wie er es tatsäch- 
lich tut. Ich hebe nicht darauf ab, daß die Beauftrag- 
ten der Außenminister wohl zusammengekommen 
sind und über eine Reihe von Fragen gesprochen 
haben, die in diesem Zusammenhang wichtig sind. 
Aber was uns betroffen gemacht hat, ist, daß in 
diesem Ministerrat der Union Fragen, die für die 
Sicherheit unseres westeuropäischen Kontinents ent- 
scheidend sind und die uns hier als Politiker poli- 
tisch interessieren, nicht oder in einer Weise debat- 
tiert worden sind, die es uns unmöglich gemacht 
hat, zu erfahren, zu welcher Meinung die Minister 
gekommen sind, und die uns als Parlamentarier 
daran gehindert hat, einen Beitrag zur Union und 
zum Weiterleben dieser Union zu leisten. 

Dies möchte ich Ihnen mit allem Ernst sagen, weil 
ich befürchten muß, daß wir als Parlamentarier — 
und ich sage das mit einem gewissen Zögern — uns 
überlegen müssen, welchen Sinn es denn überhaupt 
hat, hierherzukommen, wenn wir praktisch an eine 
Wand sprechen. Denn unser Gesprächspartner ist die 
gemeinschaftliche Einrichtung des Ministerrats, 
nicht unser Außenminister oder unser Verteidi- 
gungsminister im nationalen Parlament. Das ist der 
große Unterschied. Deswegen haben wir den Brüs- 
seler Vertrag und seine Einrichtungen. 

Es ist also am Ministerrat und an den Außenmini- 
stern der nationalen Regierungen der Sieben, nach 
Mitteln und Wegen zu suchen, diesen Dialog wieder 
aufleben zu lassen. Sonst sind die Pflichten dieser 
Versammlung nicht wahrnehmbar, und sonst, muß 
ich leider sagen, ist die Zeit, um hierherzukommen, 
manchmal zu schade, wenn wir uns hier nur unter 
uns unterhalten und dieses partnerschaftliche Ver- 
hältnis nicht wiederhergestellt wird. 


Tagesordnungspunkt: 

Ernennung der Mitglieder der Ausschüsse 

Tagesordnungspunkt; 

Ansprache des Administrators der NASA, 
James C. Fletcher 

Richter (SPD): Herr Direktor Fletcher, ich darf 
Ihnen als Berichterstatter der WEU, der hier heute 
morgen einen Bericht vorgelegt hat, danken. 

Wenn ich auf die Uhr schaue, muß ich feststel- 
len, daß es beinahe 15.50 Uhr ist. In wenigen Minu- 
ten beginnt wieder eines der größten Spektakel die- 
ser Tage: die Übertragung der Fußballweltmeister- 
schaft aus der Bundesrepublik Deutschland. Ich bin 
Bürger dieses Landes. Ich glaube, daß mehr als 
1 Milliarde Menschen mit Ihrer Technologie in der 
Lage sind, ganz aktuell diesen Ereignissen zu fol- 
gen. Das ist ein reales Ergebnis Ihrer Anstrengun- 
gen in unserer Zeit. 

Wenn ich das vorletzte große Ereignis in Europa 
zu sehen, zu bewerten hätte, würde ich sagen: Es 
waren sicher die Bilder der Mondlandung, die wir 
auf unseren Fernsehschirmen zu empfangen in der 
Lage waren. 

Ich glaube. Sie haben hier einen so großen Vor- 
sprung an Technologie nach Europa und in dieses 
Haus getragen, daß wir Ihnen danken müssen. Die 
Art, wie Sie das Klima der amerikanisch-euro- 
päischen Beziehungen angesprochen haben, hat uns 
wohlgetan. Ich habe das Gefühl, daß Sie ein klein 
wenig dankbar sind, daß Europa begonnen hat, sich 
zu sortieren. 

Wir haben heute morgen, ohne daß dem sehr 
energisch widersprochen worden wäre, eine völlig 
einheitliche Meinung über die europäische Raum- 
fahrtagentur erzielen können. Diese ESA ist, wie 
ich glaube, ein Schritt auf diese bedeutsame euro- 
päisch-amerikanische Zusammenarbeit hin. Auf die 
Ergebnisse dieser Zusammenarbeit hoffen wir, glau- 
be ich, auf beiden Kontinenten in annähernd glei- 
chem Maße. 

Sie haben ein Projekt angesprochen, das uns 
alle miteinander bindet, und in dieser Frage sind 
wir engagiert. Das ist die Frage: Wie stark kommt 
Spacelab voran? Nun liegt in diesem Bereich das 
Risiko sicher bei uns Europäern. Nie sind wir so 
weit nach vorn geprescht, nie waren wir so stark in 
der vordersten Linie engagiert. Ich würde sagen: 
Auch nie war die Diskussion über die Ergebnisse 
und die Ausnutzung der Raumfahrt so heftig wie 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt. 

Als deutscher Parlamentarier muß ich sagen: Wir 
haben glänzende Erfahrungen in der Zusammen- 
arbeit mit den Vereinigten Staaten. Wir hatten im- 
mer das Gefühl, daß wir hier etwas einbrachten und 
auf der anderen Seite des Teiches einen Partner 
fanden, der dies zu bewerten in der Lage war. Kriti- 
ker, die es im Moment in Europa geben könnte, sind 
vielleicht der Meinung, es sollte uns Europäern bei 
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einem so starken finanziellen Engagement gelin- 
gen, am Know-how gleichberechtigt beteiligt zu 
sein. 

Das ist eine Frage, mit der wir konfrontiert sind. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie über die prak- 
tische Zusammenarbeit zwischen der NASA auf 
der einen Seite und der ESA auf der anderen Seite 
ein paar Worte fänden. 

Durch eine Zwischenfrage eines anderen Abgeord' 
neten wurde Herr Fletcher von der Beantwortung 
dieser Frage abgelenkt und kam auf den Gegen- 
stand nicht mehr zurück. 

Tagesordnungspunkt: 

Eine europäische Politik 
zur friedlichen Nutzung der Atomenergie 

(Drucksache 640) 

Berichterstatter: Abgeordneter Osborn 

Ansprache des britischen Staatssekretärs 
im Energieministerium, A. Eadie 

Ansprache des Mitglieds des Senats 
von Kanada, Senator A. Grossart 

Ansprache des Mitglieds 
des dänischen Folketing, J. Träff 


Mittwoch, 19. Juni 1974 

Tagesordnungspunkt : 

Nachtragshaushalt für Verwaltungsausgaben 

der Versammlung für das Haushaltsjahr 1974 

(Drucksache 634) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dequae 

Tagesordnungspunkt: 

Die Hindernisse im Wege eines Abkommens 
zwischen Europa und den Vereinigten Staaten 
über eine Lösung der derzeitigen wirtschaft- 
lichen und politischen Probleme 

(Drucksache 632) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sieglerschmidt 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Darrten und Herren! Das Thema des Berichts, um 
den es hier geht, nennt zwei Partner für die Lösung 
der darin behandelten Fragen: die Vereinigten Staa- 
ten und Europa. Der eine dieser beiden Partner ist 
klar identifizierbar; es sind die Vereinigten Staaten, 
ein — wie man in der Sprache des Völkerrechts sagt 
— Völkerrechtssubjekt. Hier gibt es keine Zweifel. 


Aber wer ist der andere Partner, Europa? Fast bin 
ich verleitet, an die Antwort eines französischen 
Staatsmannes früherer Zeiten zu denken, der im 
Zusammenhang mit dem in Kleinstaaten geteilten 
Deutschland antwortete: Deutschland, das ist ein 
geographischer Begriff! 

Hier könnte wohl die Antwort lauten: Europa, 
ein geographischer Begriff. Vielleicht würden dann 
sogar die Geographen kommen und sagen, auch 
das stimme nicht, denn der Begriff von Europa, das 
am Ural ende, stimme auch geographisch nicht; es 
gebe nur Eurasien. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kollegen! 
Ich sage dies alles, um die Schwierigkeiten deut- 
lich zu machen, die auftauchen, wenn man von 
einer Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten 
Staaten und Europa spricht. In dem Bericht wird 
deshalb, so meine ich, folgerichtig davon ausgegan- 
gen, daß europäischer Partner eines solchen Über- 
einkommens, eines solchen „accord'\ von dem hier 
die Rede ist, nur eine handlungsfähige politische 
Gemeinschaft sein kann. Dies, meine Damen und 
Herren, kann nicht ein Europa bis zum Ural sein. 
Dies kann auch nicht — ich komme darauf noch 
zurück — die Staatengemeinschaft des Europarats 
sein. Hier kommt nur die Europäische Gemein- 
schaft in Frage. Ich will damit keineswegs sagen 
— der mein „expose des motifs" gelesen hat, weiß, 
daß ich dieser Ansicht bin — , daß die Europäische 
Gemeinschaft jetzt schon voll handlungsfähig ist. 
Aber sie ist der einzige Organismus in Europa, der 
die Chance hat, handlungsfähig zu werden. 

Der gleichen Begriffsbestimmung wird auch in 
den Considerants Ausdruck gegeben. Im Conside- 
rant 2 wird der Gedanke Kennedys, daß sich die 
atlantische Gemeinschaft auf zwei Pfeiler stützen 
sollte, zustimmend aufgenommen. Im Considerant 5 
wird gesagt, daß der europäische Pfeiler eben die 
Europäische Gemeinschaft ist. Ich meine, daß der 
Hinweis auf die Europäische Gemeinschaft als euro- 
päischer Pfeiler sich schon sprachlich aus dem Be- 
griff ergibt; denn ein Pfeiler, meine Damen und 
Herren, ist nun einmal ein Pfeiler, und es sind nicht 
mehrere Pfeilerchen. 

Hier wird auch deutlich, welche Bedeutung dem 
Europarat — ich habe ihn eben schon erwähnt — 
als Verklammerung der Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft mit den übrigen demokratischen Staa- 
ten in Europa zukommt. Die Europäische Gemein- 
schaft muß sich bewußt sein, welche Auswirkungen 
die Abmachungen, die sie etwa mit den Vereinigten 
Staaten trifft, für die anderen acht Staaten im 
Europarat haben. Ich glaube, dies ist ein sehr wich- 
tiger Punkt, dieses ständige Sichbewußtsein, daß 
Europa, das demokratische Europa, letztlich eben 
doch nicht, nur aus den Neun besteht, sondern daß 
es auch andere daneben und dahinter gibt. 

Ich meine, im Grunde genommen gilt für die 
Vereinigten Staaten und für uns alle etwas Entspre- 
chendes, auch für Kanada. Wir sprechen im Zu- 
sammenhang mit dem Bündnis — ich muß das bei 
dieser Gelegenheit einmal sagen — , wenn von 
Amerika die Rede ist, oft nur von den Vereinigten 
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Staaten und vergessen, daß es auch das große 
Kanada im Norden der Vereinigten Staaten gibt. 
Daher meine ich, daß wir in diesem Zusammenhang 
nicht nur das Problem der Konsultationen zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten 
Staaten zu sehen haben, sondern daß es auch in die- 
sem spezifischen Zusammenhang das Problem der 
Konsultationen zwischen den Acht und den Neun 
gibt. 

Ich habe schon gesagt, daß die Europäische Ge- 
meinschaft die Chance hat, handlungsfähiger Part- 
ner der Vereinigten Staaten zu werden. Sie ist es 
noch nicht oder doch nur in sehr begrenztem Aus- 
maß. In Considerant 1 wird gesagt, daß weitgehen- 
des Einvernehmen zwischen Europa — das heißt 
hier vor allem zwischen der Europäischen Gemein- 
schaft — und den Vereinigten Staaten für die 
Lösung der politischen, wirtschaftlichen und mone- 
tären Probleme sowie für die Sicherheit der west- 
lichen Welt unerläßlich ist. Wenn das richtig ist, 
dann ist die wesentlichste Voraussetzung für die- 
ses Einvernehmen, daß die Europäische Gemein- 
schaft voll handlungsfähiger Partner wird; denn 
ein Einvernehmen kann eben nur zwischen hand- 
lungsfähigen Partnern hergestellt werden. 

Aber ich will, was diesen Bereich angeht, an 
diesem Punkt abbrechen. Wir werden morgen noch 
Gelegenheit haben, den vorzüglichen Bericht des 
Kollegen Leynen zu diskutieren, und ich will mich 
deswegen nicht zu sehr in diesen Bereich begeben, 
so sehr mir die Erörterung dieser Frage auch am 
Herzen liegt, wie Sie vielleicht gemerkt haben. 

Nun gibt es in unseren Ländern Befürchtungen 
— die man nicht zu teilen braucht, aber die man, 
glaube ich, ernst nehmen muß — , daß die weltpoli- 
tische Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion, die gerade jetzt erst 
wieder in Nahost eindruckvoll deutlich geworden 
ist, über die Köpfe der Europäer hinweggeht oder 
doch zumindest hinweggehen könnte. Ich meine, 
wenn es wirklich in erheblichem Ausmaß zu einer 
solchen Entwicklung käme, dürften sich die Euro- 
päer nicht beklagen, solange sie nicht selber Faktor 
im weltpolitischen Kräftespiel zu werden verstanden 
haben. 

Ich glaube, man muß sich ganz klar darüber wer- 
den, daß, wer die Risiken einer solchen Entwick- 
lung im Hinblick auf das weltpolitische Zusammen- 
spiel zwischen den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion fürchtet und wer eine solche Entwick- 
lung verhindern will, bereit sein muß, unter Um- 
ständen gewisse Risiken, die er in der europäischen 
Integration sehen mag, auf sich zu nehmen und die 
Schwierigkeiten überwinden zu helfen. Es geht nur 
das eine oder das andere. Ich weiß wohl, daß es 
Mitgliedsländer der Westeuropäischen Union gibt, 
für die sich hier eine Art circulus vitiosus ergibt; 
einerseits die Furcht vor den Risiken, die ich zu- 
erst beschrieben habe, und andererseits die Furcht 
vor den Risiken, die sie in gewissen Entscheidungen 
sehen, die andere für die Europäische Gemeinschaft 
wünschen. Aber ich meine, aus diesem circulus 
vitiosus muß man herauskommen. Es hängt von 
uns ab, von uns, den Europäern, ob es zu dem viel 


zitierten und viel befürchteten Kondominium der 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion über 
Europa in diesem Sinne, wie ich es zu beschreiben 
versucht habe, kommt oder nicht. 

Dies gilt nun, Herr Präsident, meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren, im besonderen Maße für 
den militärpolitischen Bereich, mit dem sich ja Herr 
Kollege Critchley anschließend in seinem Bericht 
noch besonders befassen wird. Für diesen Bereich 
gibt es in unseren Mitgliedstaaten hinsichtlich der 
Auswirkungen der Zusammenarbeit der Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion auf die europäische 
Verteidigung spezielle Befürchtungen. Sie beziehen 
sich auf die MBFR — ich will das alles hier nicht im 
einzelnen erläutern; die Sachverhalte sind be- 
kannt - — , auf den möglichen, befürchteten Abzug 
der Truppen der Vereinigten Staaten aus Europa 
und insbesondere auf die Verhandlungen zu SALT 11. 
Ich meine, solche Befürchtungen können wirklich 
glaubhaft nur entkräftet werden, wenn es gelingt, 
die besonderen Notwendigkeiten europäischer 
Verteidigungspolitik zu definieren, ein Konzept 
dafür zu entwickeln und dies dann in der Allianz 
stärker ins Spiel zu bringen, soweit es sich als 
notwendig erweisen sollte. 

Ich glaube, daß der Ministerrat der Westeuro- 
päischen Union in dieser Hinsicht — ich komme 
nachher noch einmal darauf zurück — in einer ganz 
informellen Weise unter Umständen eine lohnende 
Aufgabe haben könnte. 

Wir kennen nun alle die Schwierigkeiten, die 
sich in der militärpolitischen Zusammenarbeit im 
Westen hinsichtlich des Verhältnisses Frankreichs 
zur militärischen Integration der NATO ergeben. 
Wir sollten jedoch nicht nachlassen, hier eine ge- 
eignete Brücke zu finden, die die Schwierigkeiten, 
die aus dieser Nichtteilnahme Frankreichs an der 
militärischen Integration entstehen, vermindert. 

Man sollte auch bald darüber nachdenken, ob 
nicht eine verstärkte pragmatische Zusammenarbeit 
zwischen der Westeuropäischen Union und der 
Eurogroup hier eine Brücke darstellen könnte. Ich 
weiß wohl, daß der ehemalige französische Außen- 
minister Jobert in der letzten Sitzung solche Gedan- 
ken andiskutiert hat. Das Echo war nicht eben über- 
wältigend. Die Gründe hierfür konnte man in der 
Zeitung lesen. So könnte man sagen: Dies ist kein 
tragfähiger Gedanke. Alle Beteiligten sollten sich 
indessen nicht entmutigen lassen, weiter in dieser 
Richtung zu denken: ob hier nicht doch ganz 
pragmatisch ein Weg gefunden werden kann, um 
diese Schwierigkeiten etwas zu verringern. 

Diesem Ziel, Herr Präsident, sollen — nicht nur, 
aber auch — die vorgeschlagenen Empfehlungen 
Nr. 2 und 3 im Dispositiv dienen. 

Im „expose des motifs" sind politische, militä- 
rische und wirtschaftliche Fragen erörtert, die zwi- 
schen der Europäischen Gemeinschaft und den Ver- 
einigten Staaten mit dem Ziel einer einvernehm- 
lichen Lösung zu behandeln sind. Ich will hier aus 
Zeitgründen nicht im einzelnen auf diese gerade im 
wirtschaftspolitischen Bereich zum Teil sehr schwie- 
rigen Fragen eingehen. Ich gehe davon aus, daß 
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Fragen aus diesem Bereich sicherlich noch in der 
Diskussion angesprochen werden und wir uns dann 
vielleicht noch etwas darüber auseinandersetzen 
können. 

Die Auswirkungen auf die europäische Sicher- 
heit jedoch sollten, so meine ich, sehr viel stärker 
als bisher vom Ministerrat diskutiert werden. Er 
hat es zwar auf Empfehlung der Versammlung ge- 
tan. Leider haben wir aber im Zusammenhang mit 
der ölfrage kein genügendes Echo bekommen. Bei 
der ölfrage ist es ja nun evident, daß die Ölzufuhr 
aus den arabischen Ländern etwas mit unserer west- 
europäischen Verteidigung zu tun hat. Ich brauche 
das wohl nicht weiter auszuführen. Die Diskussion 
dieser Auswirkungen wirtschaftlicher und außen- 
politischer Tatsachen auf die Sicherheitslage in 
Europa sollte die vornehmste Aufgabe des Minister- 
rats der Westeuropäischen Union sein. Wer sollte 
es denn tun, wenn nicht er? 

In den Beziehungen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten wird 
gelegentlich eine Alternative sichtbar — man kann 
auch sagen: aufgebaut — , die unter allen Umstän- 
den vermieden werden muß. Ich meine die Alter- 
native, die dahin geht, entweder eine Entwicklung 
zur europäischen Union, die dann mit Zwangsläufig- i 
keit, so sagt man, zur Entfremdung mit den USA 
führe, oder die Festigung der Allianz zwischen den 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft und den 
Vereinigten Staaten zu betreiben, die dann zu einer 
Hemmung der europäischen Integration führen 
werde. 

Ich denke, dieser falschen Alternative sollte vor 
allen Dingen auch die atlantische Deklaration ent- 
gegenwirken, die nun etwa zur gleichen Zeit, wie 
wir hier sprechen, in öttawa diskutiert und wo- 
möglich paraphiert wird. Wie man heute lesen 
konnte, ist unter den Beteiligten praktisch ein Ein- 
verständnis über diese atlantische Deklaration 
erzielt worden. Aber meine bisherigen Informa- 
tionen über das, was in der Deklaration stehen wird, 
haben meine Auffassung über den Stellenwert einer 
solchen Deklaration, der in dem Bericht zum Aus- 
druck kommt , eigentlich kaum verändert. Sicher- 
lich ist es wichtig, eine solche Plattform für die 
Ausräumung von Mißverständnissen zwischen den 
Beteiligten zu haben. Aber wir müssen uns auch i 
darüber klar sein, daß die Formulierungen so, wie | 
die Dinge liegen, doch eben sehr stark auf den | 
kleinsten gemeinsamen Nenner hinauslaufen und 
deswegen wohl relativ allgemein gehalten sein wer- j 
den. 

Was aber die Konsultation in der Allianz selbst 
betrifft, die Herr Kollege Critchley in erster Linie 
behandelt, während ich mich in dem Bericht mehr 
mit den Fragen der Konsultationen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten 
Staaten beschäftigt habe, so scheint mir in der 
Allianz ein ganz brauchbares Modell entwickelt 
worden zu sein, von dem wir annehmen können, 
daß es vielleicht auch für die Konsultationen zwi- ; 
sehen der Europäischen Gemeinschaft und den Ver- 
einigten Staaten eine gewisse Modellfunktion haben 
könnte. 


Ich will hier auf die Einzelheiten dieses schwie- 
rigen Problems nicht eingehen, sondern nur noch 
zwei Anmerkungen machen. 

Die erste Anmerkung. Die Meinungsbildung der 
Neun darf bei diesen Konsultationen nicht von An- 
fang an unter den dominierenden Einfluß der Ver- 
einigten Staaten geraten. Aber andererseits darf 
die Meinungsbildung nicht so verfestigt sein, daß 
eine Änderung nicht mehr möglich ist. Die Mei- 
i nungsbildung, die im Vorfeld geschehen ist, muß 
; offen für Konsultationen sein und die Chance lassen, 
amerikanische Anregungen in diesen Konsultationen 
zu berücksichtigen. 

Die zweite Anmerkung. Man muß sehr deutlich 
sagen, daß solche Konsultationen zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und den Vereinigten 
Staaten natürlich keine Einbahnstraße sein kön- 
nen. 

j Wenn man sich etwa — wie es gelentlich erör- 
I tert worden ist und vorgeschlagen wird — eine 
j ständige Teilnahme eines amtlichen Vertreters an 
I den Sitzungen der politischen Direktoren der Neun 
! vorstellt, bedeutete dies logischerweise, daß dann 
eine entsprechende Teilnahme des Botschafters der 
Europäischen Gemeinschaft in Washington an ent- 
sprechenden Sitzungen im State Department die 
Folge sein müßte. Ich glaube, man muß hier wirk- 
lich auf Gleichgewichtigkeit in diesen Konsulta- 
tionen achten. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Wir werden die Hindernisse für ein Über- 
einkommen zwischen Europa und den Vereinigten 
Staaten nur überwinden, wenn an diese Aufgabe 
alle Beteiligten mit der Einsicht herangehen, daß 
ein endgültiges Versagen auf diesem Gebiet ziem- 
lich düstere Perspektiven für Europa heraufbe- 
schwören würde. Bei dieser gemeinsamen Anstren- 
gung unserer Länder, die wir in der westlichen 
Welt zu unternehmen haben, sollten sich deutsche 
Gründlichkeit in der Analyse der Problematik, 
romanische Luzidität in der Entwicklung der Lösun- 
gen und angelsächsicher Pragmatismus in der prak- 
tischen Anwendung verbinden. Dann kann uns der 
Erfolg schließlich nicht versagt bleiben. 

Die Versammlung beschloß, die Debatte über die- 
sen Bericht mit der Debatte des folgenden Tages- 
ordnungspunktes zu verbinden. 

Tagesordnungspunkt: 

Konsultation und Entscheidungen 
im Atlantischen Bündnis 

(Drucksache 635) 

Berichterstatter: Abgeordneter Critchley 

Amrehn (CDU CSU) : Herr Vorsitzender, alle Jahre 
wieder bekräftigen wir die richtigen Gedanken, die 
zur Förderung unserer verschiedenen Unionen die- 
nen sollen, denen wir angehören. Leider haben wir 
die desillusionierende Feststellung zu treffen, daß 
am Ende solcher umfangreichen Berichte ein kon- 
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kreter Fortschritt in all dem, was wir eigentlich 
wollen, nicht erzielt wird. So kann auch ein Diskus- 
sionsbeitrag heute im Grunde nur die Wiederholung 
sehr banaler Erkenntnisse sein, die zu wiederholen 
aber dann einen Sinn hat, wenn wir davon hoffen 
dürfen, daß von der Versammlung und von der 
öffentlichen Meinung doch allmählich eine Wirkung 
auf die Regierungen ausgeht, die sich miteinander 
verständigen sollen und den Weg dazu bisher nicht 
gefunden haben. Ich will den Versuch machen, zu 
zeigen, wie wir in einer Zeit fortgesetzter Diskus- 
sion zu den unmittelbaren, substantiellen Schwierig- 
keiten der Politik auch noch zusätzliche, künstliche 
Hindernisse aufbauen. Wir sollten einen Beitrag 
dazu leisten, daß die Zahl und die Tiefe der Pro- 
bleme nicht noch durch die Länge der Diskussionen 
erweitert wird. 

Als erstes Beispiel für solche unnötigen Diskus- 
sionen darf ich die Tatsache nennen, daß Anstoß 
an der Beziehung zwischen den europäischen Staa- 
ten und den Vereinigten Staaten unter dem Gesichts- 
punkt einer gemeinsamen Partnerschaft genommen 
wird. Ich habe mir sagen lassen, in der franzö- 
sischen Sprache lasse sich das Wort „Partnerschaft“ 
nicht übersetzen; deswegen sei es so ungeeignet. 
Vielleicht muß man dann eine bessere Umschrei- 
bung finden. Aber an dem Sachverhalt, daß zwi- 
schen den Vereinigten Staaten und den europä- 
ischen Staaten eine Partnerschaft substantiell be- 
stehen muß, und an der Verfolgung gemeinsamer 
Interessen und der Übernahme gemeinsamer Pflich- 
ten und Rechte kann doch wohl kein Zweifel auf- 
kommen. Dabei steht, wie mir scheinen will, außer 
Frage, daß sich der Beitrag zur Partnerschaft natür- 
lich auch danach richtet, welche Leistungsfähigkeit 
der jeweilige Partner in bezug auf die Gemeinschaft 
hat, und daß nach dem Grade der Leistungsfähigkeit 
auch der Einfluß bestimmt wird, den ein Partner hat. 
Kein Partner ist berechtigt, dem anderen alle Lei- 
stungen aufzubürden, aber dann selber über den 
Einsatz bestimmter Einflußmöglichkeiten allein zu 
bestimmen, ohne einen Beitrag zu leisten. 

Ein zweites Beispiel dafür, das heute wieder sicht- 
bar geworden ist, wie wir Probleme künstlich ver- 
stärken. Seit Monaten reden wir über die Institutio- 
nalisierung oder Nicht-Institutionalisierung von 
Konsultationen zwischen den beiden Pfeilern des 
Atlantischen Bündnisses. Natürlich muß es substan- 
tielle Konsultationen geben; darüber kann es doch 
keinen Zweifel geben. Ich würde keine Prestigefrage 
daraus machen, ob der eine oder der andere jeweils 
schon zu einem früheren oder erst zu einem späteren 
Zeitpunkt teilnimmt oder bei den Diskussionen zu- 
hört. Bei diesen Lebensfragen, in denen wir Entschei- 
dungen zu treffen haben, müssen Prestigefragen 
jeder Art zurücktreten. Europa wird nicht in einen 
unwürdigen Zustand versetzt und seine Unabhän- 
gigkeit wird in keiner Weise angetastet, wenn es 
an substantiellen Konsultationen zwischen den bei- 
den großen Partnern teilnimmt oder wenn es den 
anderen großen Partner bereits an seinen Vorbera- 
tungen tcilnehmen läßt. 

Ein drittes künstliches Hindernis spielte auf unse- 
rer letzten Konferenz eine Rolle. Manche meinen. 


die Europäer seien nicht verpflichtet, einen finan- 
ziellen oder devisenpolitischen Beitrag zur gemein- 
samen Verteidigung Europas zu leisten, weil Ame- 
rika in Europa seine eigenen Interessen verteidige 
und deswegen verpflichtet sei, die Kosten dafür 
allein zu tragen. Ich kann nicht alle Verantwortung 
auf einen Teilhaber am gemeinsamen Interesse ab- 
schieben, weil auch er seinerseits ein eigenes Inter- 
esse hat. Hier muß Solidarität in den Fragen vor- 
herrschen, die uns gemeinsam berühren, und zwar 
nach dem Grade der beiderseitigen Leistungsfähig- 
keit. 

In diesem Zusammenhang möchte ich ein weiteres 
künstliches Hindernis unserer Diskussionen erwäh- 
nen. Fortgesetzt wird davon gesprochen, daß man 
währungspolitische oder finanzpolitische oder han- 
delspolitische Fragen nicht etwa mit sicherheitspoli- 
tischen Fragen in Verbindung bringen dürfe; das 
seien völlig unabhängige Größen, und das eine 
könne nicht etwa mit dem anderen „gekauft" wer- 
den. Das mag man so schön sagen. Aber kein ver- 
nünftiger Mensch wird die Interdependenz aller 
dieser Fragen, den engsten Zusammenhang aller die- 
ser Fragen leugnen wollen. Denn Teilhaberschaft an 
gemeinsamen Interessen bedeutet die Teilhaber- 
schaft an allen diesen konkurrierenden Interessen. 
Wir sollten auch eine Diskussion darüber nicht län- 
ger führen, weil sie uns die eigentlichen Probleme 
im Grunde verstellt. 

Lassen Sie mich noch eine kritische Anmerkung 
machen zu unserem eigenen Verhalten, wenn es An- 
regungen gibt, die der Diskussion fähig und würdig 
sind. Auf unserer letzten Tagung haben wir hier 
den damaligen französischen Außenminister gehört. 
Das war aus vielen Gründen ein Ereignis. Es war 
bedeutsam, daß er vorgeschlagcn hatte, die WEU 
für die gemeinsamen Interessen mehr auszufüllen. 
Hinter dieser Anregung steckte doch der Gedanke, 
wie es wohl gelingen könne, trotz der Nichtzuge- 
hörigkeit Frankreichs zur Organisation der NATO 
ein Bindeglied zwischen der Westeuropäischer Union 
und der Euro-Gruppe herzustellen. Jeder von uns 
weiß, wie ungeheuer schwer das ist, welche Inter- 
essen sich überschneiden oder widersprechen. Aber 
was ich nicht gut finde, ist, daß eine so wichtige 
Anregung, die uns in der Zukunft noch weiter be- 
schäftigen wird, in der Diskussion der verschiede- 
nen Regierungen überhaupt nicht aufgenommen 
wird. Meine Anfragen in mancher Hauptstadt, was 
aus dieser Anregung geworden sei, werden einfach 
mit der Erklärung beantwortet, daß man sich damit 
nicht beschäftigt habe. Das ist nicht die Art, wie wir 
in der Sache weiterkommen. 

Ich möchte selber vor der Illusion warnen, daß 
cs möglich sei, Frankreich in überschaubarer Zeit in 
die Organisation der NATO zurückzuführen. Wenn 
das unsere Anschauung ist, dann ist es zugleich 
unsere Pflicht, zu prüfen, auf welche Weise die Ver- 
zahnung der WEU mit der Euro-Gruppe möglich ist. 
Dazu würde ich gern einiges mehr sagen wollen. 
Aber ich berücksichtige natürlich den Wunsch, die 
Redezeiten einzuhalten, und schließe lediglich mit 
dem Hinweis, den unser Kollege Sieglerschmidt in 
seinem Bericht unter Nr. 72 gibt, daß es nicht an- 
gehe, nur immer feierliche Deklarationen und grund- 
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sätzliche Erklärungen abzugeben, ohne sie mit kon- 
kreten Entscheidungen auszufüllen. Ich glaube, es 
wird unsere Aufgabe sein, so wie Herr Siegler- 
schmidt, das tut, auch uns selber zu mahnen, uns 
endlich einig zu sein über die gemeinsamen Prinzi- 
pien, die wir alle verfolgen, und in der Zukunft 
daran zu gehen, diese Prinzipien mit sehr konkreten 
Inhalten auszufüllen, und dafür auch Stoff an die 
Regierungen zu liefern, damit sie konkret auf unsere 
Wünsche antworten können. 

Blumenfeld (CDU CSU): Herr Präsident! Ich be- 
danke mich bei Ihnen, daß Sie meine sehr späte 
Wortmeldung noch berücksichtigt haben. Aber da 
es wahrscheinlich das letzte Mal sein wird, daß ich 
in dieser Versammlung das Wort ergreifen darf — 
denn Sie wissen, daß ich mich aus der Westeuropä- 
ischen Union zurückziehe — , darf ich hier eben ein 
paar Gedanken äußern. 

Zunächst einmal möchte ich den Herren Bericht- 
erstattern für ihre außerordentlich beachtlichen und 
instruktiven Berichte meinen Dank ebenso abstatten, 
wie es meine Vorredner getan haben. Ich will meine 
wenigen Gedanken eigentlich nur in Ergänzung hier- 
zu sagen, Herr Präsident. 

Es scheint mir, daß wir darauf achten und uns dar- 
über im klaren sein müssen, daß in unseren Mit- 
gliedsländern und in den Vereinigten Staaten von 
Amerika wie auch in Kanada — was die Allianz, 
unser Verteidigungsbündnis, angeht — mehr und 
mehr die innen-, gesellschafts- und die wirtschafts- 
politischen Probleme im Vordergrund stehen wer- 
den. 

Ich bin gerade wie einige andere der Kollegen 
hier von einer Tagung der Nordatlantischen Ver- 
sammlung in Washington zurückgekommen. Ich war 
überrascht, festzustellen, daß, sowohl wir in Wa- 
shington getagt haben, gerade um die amerika- 
nische Präsenz sichtbar zu machen, die amerika- 
nische Präsenz ziemlich wenig sichtbar war. Ich 
meine nicht, daß das ein Beweis dafür ist, daß die 
Mitglieder des amerikanischen Kongresses in unsere 
Verteidigungsallianz kein Vertrauen mehr haben 
oder keine Zukunft mehr für sie sehen. Aber es 
zeigt doch, wie stark andere, innenpolitische Pro- 
bleme ebenso wie in Europa im Vordergrund des 
Interesses unserer Kollegen auf der anderen Seite 
des Atlantik stehen. 

Nach meiner Meinung müssen wir uns auch mehr 
und mehr im klaren sein, daß die amerikanische 
Außenpolitik die Flexibilität als ihr zentrales Ele- 
ment zeigen wird. Das bedeutet für unsere west- 
liche Allianz, für unser Bündnis, daß wir das immer 
stärker in Rechnung stellen müssen. Das wird sich 
besonders an der Frage der Präsenz der amerika- 
nischen Truppen in Europa zu bewähren und zu be- 
weisen haben, ebenso an der von vielen Rednern 
und den Berichterstattern mit Recht erwähnten Effi- 
zienz der Konsultation innerhalb des Bündnisses. 
Dies sind die konkreten Punkte, bei denen sich das 
zu bestätigen haben wird. 

Ich bin, Herr Präsident, in dieser Frage ein wenig 
optimistischer, seit sich in Ottawa herausgestellt 


hat, daß man sich nicht mehr nur über Formeln, 
sondern auch in der Substanz einigen kann. In der 
Partnerschaft können Konsultationen, auch ohne 
institutionalisiert zu werden, funktionieren. 

Ich darf zwei Punkte erwähnen, die mir zu kurz 
gekommen zu sein scheinen, und zwar vor allen 
Dingen in dem Bericht unseres Kollegen Critchley. 

Einmal scheinen mir ganz besonders wichtig für 
das Problem der Kohäsion zwischen den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und Europa und der Zu- 
kunft des Bündnisses die Rüstungsproduktion — 
Rationalisierung — und Käufe von Waffensystemen 
zu sein. Das ist nicht genügend erwähnt worden. 
Aber das ist eine der ganz wichtigen, zwischen den 
USA und Europa kontroversen Punkte, über die wir 
uns im klaren sein müssen. Das wird auch weiterhin 
ein sehr schwieriges Problem sein. 

Durch das zweite, was ich sagen will, kommt die 
französische Politik in den Vordergrund, wie sie 
Herr Kollege Amrehn angesprochen hat. Wie sieht 
die zukünftige Interessensphäre des westlichen 
Bündnisses politisch und substantiell aus? Wird sie 
in europäischer Sicht mehr regionaler oder welt- 
weiter Natur sein? Die Definition der zukünftigen 
Interessensphäre des Bündnisses wird eine hohe Be- 
deutung für die künftige Zusammenarbeit zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten haben. Nichts 
illustriert das deutlicher, meine verehrten Kollegen 
und Herr Präsident, als die Situation im Nahen 
Osten seit Oktober, seit dem Jom-Kippur-Krieg und 
die Bedeutung, die der Einsatz des wichtigsten Part- 
ners des westlichen Bündnisses für Europa dort ge- 
habt hat und noch hat im Interesse des Friedens. 

Lassen Sie mich einen letzten Punkt erwähnen, 
Herr Präsident, der von beiden Berichterstattern mit 
großem Ernst erwähnt worden ist; das ist die Genfer 
Konferenz über die europäische Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit. Herr Critchley hat noch einmal dar- 
auf hingewiesen — ich bin ihm dafür sehr dank- 
bar — , daß die Europäer in gar keinem Fall Kon- 
zessionen im sogenannten Korb 3 machen dürfen, 
das heißt in der Frage der Informationsfreiheit, des 
Gedankenaustauschs und vor allen Dingen der Frei- 
heit für die Menschen, zu reisen und sich zu be- 
wegen, wie sie es wünschen. 

Ich habe am Sonntag vernommen, daß der sowje- 
tische Parteichef Breschnew zur Genfer Konferenz 
erklärt hat, Herr Präsident, daß nur noch wenige 
kleine und unbedeutende Änderungen oder Anträge 
zu berücksichtigen seien, daß im übrigen die Genfer 
Konferenz praktisch positiv beendet sei. 

In einer ebenfalls am Sonntag abgegebenen Erklä- 
rung des deutschen Bundeskanzlers Schmidt wurde 
gesagt, daß die Genfer Konferenz auf einem guten 
Weg sei, zu einem positiven Abschluß zu gelangen, 
und im Herbst könnte eine Abschlußgipfelkonferenz 
erfolgen. 

Herr Präsident, es wäre wünschenswert, wenn 
solche Erklärungen von zwei bedeutenden und poli- 
tischen Staatsmännern im Hinblick auf die Genfer 
Konferenz wirklich substantiell unterbaut würden, 
denn mit solchen Erklärungen, so vage formuliert, 
können die Politiker und die Parlamentarier wenig 
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anfangen. Hat man Kompromisse gemacht? Ich halte 
es für außerordentlich wichtig, daß dieser Punkt 
geklärt wird. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Ich werde mich wirklich sehr kurz 
fassen. 

Ich möchte zunächst nur noch einmal meiner 
Freude darüber Ausdruck geben, daß der amerika- 
nische Kollege hier zu uns gesprochen hat. Er hat 
es damit — - so hoffe ich — den Mitgliedern der 
Versammlung erleichtert und sie beflügelt, dem 
Considerant 8 zuzustimmen, das den Ausbau der 
Beziehungen zwischen den Parlamentariern in den 
Vereinigten Staaten und in Europa, insbesondere 
natürlich hier in den Mitgliedstaaten der Westeuro- 
päischen Union, wünscht. 

Das Zweite, was ich sagen wollte, ist folgendes. 
Mehrfach ist die Frage der Konsultationen angespro- 
chen worden. Hier wird man, glaube ich, unterschei- 
den müssen zwischen den Konsultationen im Rahmen 
desNATO-Bündnisses und den von uns gewünschten 
Konsultationen zwischen der Europäischen Gemein- 
schaft und den Vereinigten Staaten. Im letzteren Falle 
wird man etwas stärker • — und deswegen steht das 
auch in den Considerants des Berichts — auch die 
Notwendigkeit der Institutionalisierung sehen müs- 
sen. „Instutionalisierung" bedeutet hier aber nicht, 
daß ein großer Mechanismus errichtet werden soll. 
Es bedeutet, wie es in dem Bericht verwendet wor- 
den ist, nur, daß man ohne ein Mindestmaß an Vor- 
kehrungen dafür, daß diese Konsultationen nicht 
sehr bald wieder versanden, nicht wird auskommen 
können. Unser amerikanischer Gast wird hier ein 
breites Spektrum von Meinungen gehört haben. 
Aber ich möchte doch annehmen, daß eine Meinung 
über das Verhältnis der Europäer . . . 

(Zwischenbemerkung des Präsidenten) 

Sieglersclimidt (SPD): ... je comprends tres bien; 
ich werde diesen Satz aber noch zu Ende führen, Herr 
Präsident, wenn ich darf — daß eine der Meinungen 
über das Verhältnis der Vereinigten Staaten zu 
Europa, die hier geäußert worden ist, doch eine sehr 
vereinzelte gewesen ist. 

Ich möchte mich dem Appell des Präsidenten beu- 
gen und an diesem Punkt Schluß machen. 

Sieglerschmidt (SPD): Ich habe mich mit meinem 
Nachbarn, dem Berichterstatter für diesen Bericht, 
über diesen Antrag unterhalten. Er ist mit Nr. 2 
und 3, wie er mir gesagt hat, einverstanden. Uber 
Nr. 1 konnten wir uns nicht einigen. Ich möchte aber 
dennoch diesen Antrag aufrechterhalten, weil ich 
meine, daß er im Sinne der Abstimmung über mei- 
nen Bericht ist, der die besondere Bedeutung des 
Ministerrats hervorhebt. Man sollte nicht eine Emp- 
fehlung geben, daß der Ministerrat das, was zu tun 
ist, an die Mitgliedstaaten weitergibt; er sollte es 
selbst tun. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit und das Mittelmeer 

(Drucksache 637) 

Berichterstatter: Abgeordneter Jung 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kollegen! Lassen Sie mich nur drei Bemer- 
kungen zu politischen Aspekten dieses Berichts ma- 
chen. Zunächst einmal möchte ich etwas zu der in 
den Considerants aufgeworfenen Fragen der Her- 
anziehung Spaniens zur militärischen Verteidigung 
sagen. Wir haben im November ausführlich darüber 
diskutiert. Ich muß sagen, daß ich mit dem Kollegen 
Dankert übereinstimme, daß man sich natürlich fra- 
gen kann, warum das jetzt in diesem Bericht stehen 
muß, da doch der Zeitpunkt, zu dem die Bedingun- 
gen erfüllt sind, unter denen Spanien sich an die 
westliche Verteidigung anschließen könnte, noch 
sehr weit in der Zukunft liegt. 

Ich komme zu dem Ergebnis, daß mit dem deut- 
lichen Hinweis auf die Wendungen in Portugal diese 
Formulierung, wie sie hier steht, für mich immerhin 
akzeptabel ist. 

Meine zweite Bemerkung, Herr Präsident, bezieht 
sich auf das, was der Kollege Krieg schon behandelt 
hat, nämlich auf die Positionen der Anrainerstaaten 
des Mittelmecrs. Ich glaube, man muß in der Tat 
davor warnen, hier die Dinge zu einfach, zu schwarz- 
weiß zu sehen, nur prowestlich oder nur prosowje- 
tisch oder nur — was eine dritte Position sein 
könnte — neutral. 

Wenn man sich zum Beispiel gerade ein Land wie 
Algerien vornimmt und dessen Position analysiert, 
dann gilt es, sehr subtil und sehr dilferenziert vor- 
zugehen. Dies gilt auch für eine Reihe von anderen 
Ländern. 

Meine dritte Bemerkung bezieht sich auf die Ent- 
schließung der Neun über Israel. Ich möchte zunächst 
eine kurze Anmerkung zu dem machen, was mein 
britischer Vorredner über die Ausführungen des 
Kollegen Dankert gesagt hat. 

Ich komme auch aus einem Land, dessen Regie- 
rung dieser Empfehlung der Neun zugestimmt hat; 
es war nicht das Parlament, sondern es war die Re- 
gierung. Dennoch nehme ich mir die Freiheit, diese 
Entschließung zu kritisieren und zu sagen, daß das, 
was in Nr. 81 des „Expose des motifs" steht, ganz 
und gar nicht meinen Beifall findet. Da heißt es: 

La Commission se felicite de ce que les neuf 
membres de la Communaute europöennc soient 
parvenus ä adopter, bien que tardivement, une 
Position commune sur la Situation au Moyen- 
Orient. 

Das bezieht sich auf die Erklärung vom 8. Novem- 
ber. Herr Präsident, ich beglückwünsche mich ganz 
und gar nicht zu dieser Erklärung, weil sie in sich 
widersprüchlich ist; denn man kann nicht gleichzeitig 
sichere Grenzen auch für Israel verlangen und 
gleichzeitig von Israel verlangen, daß es alle Ge- 
biete, die es 1967 besetzt hat, wieder räumt. 
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Dies beides nebeneinander ist nicht möglich. Diese 
Erklärung ist nicht, wie mein Vorredner gemeint 
hat, deswegen verständlich, weil man doch in einer 
solchen Situation nicht eine proisraelische Erklärung 
abgeben kann, sondern hier ging es lediglich den 
Neun darum, ihre neutrale Position in diesem 
Nahostkonflikt nicht zu verlassen. Sie haben sic 
aber mit dieser Erklärung verlassen. 


Donnerstag, 20. Juni 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Die Hindernisse im Wege 
der politischen Union Europas 

(Drucksache 630) 

Berichterstatter: Abgeordneter Leynen 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Ich habe den 
vorzüglichen Ausführungen des Berichterstatters 
nichts hinzuzufügen. Ich meine, daß die Versamm- 
lung eine wichtige Entscheidung träfe, wenn sie die- 
sen guten Bericht annähme und damit deutlich 
machte, daß sie diesen Empfehlungen, die in einigen 
Punkten über die üblichen Formeln hinausgehen, zu- 
stimmt. 

T agesordnungspunkt: 

Die Dienstbedingungen bei den Streitkräften 

(Drucksache 636) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Klepsch 

Dr. Klepsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich habe die 
Aufgabe, Ihnen kurz zu dem Interimsbericht vorzu- 
tragen, den ich Ihnen im Namen des Ausschusses 
vorlegen kann. Leider ist es nur ein Interimsbericht. 

Wir hatten den Auftrag, einen Bericht anzuferti- 
gen, der eine vergleichende Übersicht über die Be- 
soldungs- und Dienstbedingungen bei den Streit- 
kräften der Länder der Allianz beinhalten sollte. 
Außerdem sollten zusätzlich der Status und die 
Funktion von Frauen bei den Streitkräften unter- 
sucht werden. 

Wir haben uns dieser Aufgabe sehr sorgfältig zu- 
gewandt, da wir uns klar darüber sind, daß dieses 
Feld bisher überhaupt nicht bearbeitet worden ist 
und wir gewissermaßen Neuland betreten haben in 
dem Versuch, einmal eine solche vergleichende 
Übersicht herzustellen. 

Wir haben uns zunächst darangemacht, einen um- 
fangreichen Fragebogen auszuarbeiten, der uns die 
Möglichkeit gibt, die Dienstbedingungen bei den 
Streitkräften zu vergleichen. Dieser Fragebogen, der 
über 200 Fragen umfaßt, ist in eine ganze Reihe von 
Abschnitten gegliedert. Es ging einmal darum, zu- 
nächst festzustellen, welche Dienstarten überhaupt 


vorhanden sind. Wir haben dabei vier große Typen 
herausgestellt, aber der zentrale Unterschied ist 
eben der zwischen der Wehrpflichtarmee und der 
Berufsarmee. Wir haben vor allen Dingen bei den 
Berufssoldaten wieder zu unterscheiden gehabt zwi- 
schen Zeitsoldaten und auf Lebenszeit Dienstleisten- 
den. Wir hatten ferner die verschiedenen Struk- 
turen, die bei den einzelnen Armeen gewählt wor- 
den sind, zu vergleichen. 

Das Thema ist deshalb so umfassend, weil eine 
große Zahl von Bereichen untersucht werden muß, 
wenn man diesen Vergleich sinnvoll durchführen 
will. Wir haben dabei natürlich voraussetzen müs- 
sen, daß uns die Regierungen unterstützen. Ich 
möchte an dieser Stelle den Regierungen, an die wir 
uns mit unserem Fragebogen gewandt haben, aus- 
drücklich herzlich Dank sagen für ihre Hilfe. 

Wir haben uns zum einen an die sieben Mitglieds- 
länder der Westeuropäischen Union gewandt, und 
wir haben ferner die Länder zum Vergleich mit her- 
angezogen, die darüber hinaus der Europäischen 
Gemeinschaft der Neun angehören, also Irland und 
Dänemark. Wir haben uns weiter an diejenigen 
Länder der NATO-Allianz gewandt, die hinsichtlich 
ihrer demokratischen Struktur mit den Ländern der 
Siebenergemeinschaft vergleichbar sind, das heißt, 
wir haben darüber hinaus Kanada, die Türkei, Nor- 
wegen und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika herangezogen. 

Nicht aufgenommen in die vergleichende Über- 
sicht haben wir Island, weil dieses Land keine 
Armee hat. Wir haben ferner Portugal und Grie- 
chenland nicht aufgenommen, weil die bisherige 
Struktur dieser Länder einen Vergleich mit den 
anderen schwer ermöglicht. 

Der Fragebogen ist von 12 der 13 angeschriebe- 
nen Regierungen relativ schnell beantwortet wor- 
den. Die 13. Regierung hat uns die Bearbeitung die- 
ses Fragebogens erst bis Ende Mai ermöglicht. Das 
hat unsere Arbeit erschwert und dazu geführt, daß 
wir Ihnen heute nicht den Gesamtbericht vorlegen 
können. 

Wir haben deshalb vorab zwei Kapitel aus dem 
Bericht zu einem vorläufigen Bericht zusammenge- 
faßt, nämlich das Kapitel über die Besoldung und 
das Kapitel über die Zulagewesen. Wir können fol- 
gende ebenfalls außerordentlich wichtigen Kapitel 
in diesem ersten Übersichtsbericht nicht berücksich- 
tigen: die Struktur nach Dienstarten der Streitkräfte; 
die Frage der Laufbahnen, welche in den einzelnen 
Streitkräften vorhanden sind; die Frage der Rege- 
lung des Diensteintritts; die Fragen, die mit der Be- 
förderung, der Ausbildung, der Weiterbildung und 
der Beendigung der Dienstzeit verbunden sind; die 
Frage der Ubergangsregelungen und der Pen- 
sionen; die Fragen, die sich im Zusammenhang mit 
dem Dienst der Reservisten stellen; die Frage der 
ärztlichen Betreuung und der Heilfürsorge; die 
Frage der Unterbringung, der Bekleidung und der 
Verpflegung; die Frage der Dienstzeit beziehungs- 
weise der Arbeitszeit; die Frage des Urlaubs und 
der bürgerlichen Rechte — insbesondere das Be- 
schwerderecht und das Wahlrecht — sowie die 
Frage der Standesvertretungen. 
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Wir müssen auch freimütig zugestehen, daß die 
Fragezeichen, die wir an der einen oder anderen 
Stelle in diesem Interimsbericht anbringen mußten, 
weil die Überprüfung noch nicht abschließend durch- 
geführt werden konnte, im endgültigen Bericht na- 
türlich ausgeräumt sein werden. 

Welches war nun unsere Zielsetzung? Es ist uns 
aufgegeben, einen Vergleich anzustellen. Aber die- 
ser Vergleich bringt gleichzeitig einen tiefen Ein- 
blick in die Stellung mit sich, welche die Armee in 
der Gesellschaft einnimmt und die sie in der Sozial- 
struktur der modernen Industriegesellschaften unse- 
rer Länder innehat. Wir sehen in dieser Unter- 
suchung die verschiedensten Elemente widergespie- 
gelt: das Verhältnis der Armee zum öffentlichen 
Dienst überhaupt, das Verhältnis zum wirtschaft- 
lichen Bereich der Gesellschaft, und wir sehen auch 
die traditionell einwirkenden unterschiedlichen Fak- 
toren in unseren Ländern widergespiegelt. Wir ha- 
ben die Möglichkeit — das ist bei den Koalitions- 
armeen, wie wir sie heute haben, mit der Stationie- 
rung in befreundeten und verbündeten Ländern, 
außerordentlich wichtig - — , einen Vergleich über die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen anzustellen, die in 
den einzelnen Truppengliederungen der Verbünde- 
ten ganz unterschiedlich sind. 

Ferner wird ein Überblick über die Entwicklung 
der Personalkosten für die Streitkräfte der Allianz 
möglich. Wir glauben, daß wir im endgültigen Be- 
richt insbesondere auch eine Aussage darüber wer- 
den treffen können, wie sich im Hinblick auf die 
Personalkostenentwicklung die Frage des Berufs- 


heers und der Freiwilligenarmee im Vergleich zur 
Wehrpflichtarmee stellen wird. 

Meine Damen und Herren, es ist klar, daß ich ein 
Wort des Dankes dem Ausschußsekretariat und dem 
Experten, der uns behilflich war, in einer sehr kur- 
zen Zeitspanne einen Teil des Fragebogens auszu- 
werten und die notwendigen Umrechnungen vorzu- 
nehmen, um einen gemeinsamen level zu haben, da- 
für sagen muß, daß es uns möglich war, diesen Be- 
richt vorzulegen. 

Wir glauben, daß wir, wenn die Hohe Versamm- 
lung dem zustimmt, in dem abschließenden Bericht, 
den wir in der nächsten Session vorlegen zu dürfen 
bitten, ein Kompendium vorlegen können, das erst- 
mals eine vergleichende Übersicht über die Dienst- 
verhältnisse in den Streitkräften ermöglicht und 
vielleicht in Zukunft eine Fundgrube für Über- 
legungen zur Harmonisierung und Rationalisierung 
gerade in diesem Bereich zu sein vermag. Es ist aber 
ganz sicher schon heute abzusehen, daß sichtbar 
wird, welche großen strukturellen Unterschiede 
noch bestehen und welche großen Aufgaben sich 
stellen, eine weitere Harmonisierung in dem einen 
oder dem anderen Bereich sicherzustellen. 

Ich darf sagen, daß wir mit großem Dank — das 
möchte ich unterstreichen — der Bereitschaft der 
Regierungen entgegensehen, auch unsere weiteren 
Fragen, die wir noch ergänzend Vorbringen müssen, 
zu beantworten. Ich hoffe, daß das Plenum damit ein- 
verstanden ist, daß wir nach diesem Interimsbericht 
in der nächsten Session einen endgültigen Bericht 
vorlegen dürfen. 
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Versammlung der Westeuropäischen Union 
— Der Präsident — 


Paris, den 20. Juni 1974 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 
Frau Annemarie Renger 

Bonn/Bundeshaus 


Sehr gehrte Frau Präsidentin! 


Als Anlage erhalten Sie die Texte von zwei Empfehlungen, die von 
der Versammlung der Westeuropäischen Union während des ersten 
Abschnitts ihrer 20. ordentlichen Sitzungsperiode in Paris vom 
18. bis 20. Juni 1974 angenommen wurden. 

Empfehlung Nr. 248 betr. die Europäische Raumfahrtbehörde 

Empfehlung Nr. 255 betr. die Flindernisse im Wege einer 

europäischen politischen Union 

Da diese Texte sicherlich für Ihr Parlament von Interesse sein dürf- 
ten, wurde der Wunsch zum Ausdruck gebracht, sie zum Gegenstand 
von Fragen oder Interpellationen im Plenum oder in den Ausschüssen 
zu machen. 


Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, den Ausdruck meiner 
vorzüglichen Hochachtung. 


gez. Edmond Nessler 
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Empfehlung Nr. 248 

betr. die Europäische Raumfahrtbehörde 


Die Versammlung 

I. nimmt die Abschnitte des 19. Jahresberichts des 
Rates zu den Fragen im Bereich der Wissenschaft, 
Technik und Raumfahrt zur Kenntnis und verweist 
auf die Zeit, die der Rat brauchte, um auf die Emp- 
fehlungen betr. die Luftfahrt- und Atompolitik zu 
antworten; 

II. begrüßt den Konventionsentwurf zur Schaf- 
fung einer europäischen Raumfahrtbehörde; 

stellt fest, daß es nicht möglich war, die euro- 
päischen Raumfahrtaktivitäten im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaften und folglich der zukünf- 
tigen europäischen politischen Union anzusiedeln, 
ist jedoch der Auffassung, daß die Situation da- 
durch verbessert werden könnte, daß in Richtung 
einer größeren Mitgliedschaft bei dieser Behörde 
hingewirkt wird; 

bedauert es, daß die Raumfahrtbehörde bedingt 
durch die Verzögerungen bei der Benennung ihres 
Generaldirektors und anderer hoher Beamter ihre 
Arbeit nicht am 1. April 1974 aufnehmen konnte; 

hat Kenntnis von dem Entschließungsentwurf betr. 
die Herstellung von Beziehungen zwischen der Be- 
hörde und dem Europarat, der dem Schlußdokument 
beigefügt wurde; 

ist sich der durch die Energiekrise verschärften 
Notwendigkeit bewußt, die Studien, die Forschung 
und die Entwicklung von europäischen Satelliten zur 
Aufspürung von Bodenschätzen zu beschleunigen, 
damit insbesondere eine Aufstellung über vorhan- 
dene Mineralvorkommen vorgenommen werden 
kann; 

empfiehlt dem Rat, 


I. in geeigneter Weise und rascher auf die Empfeh- 
lungen der Versammlung zu aktuellen Fragen wie 
„eine Luftfahrtpolitik für Europa" und „die Atom- 
politik" zu antworten; 

II. alle freien westeuropäischen Länder einzuladen, 
der Europäischen Raumfahrtbehörde und der von 
ihr ausgeführten Arbeiten im Bereich der Wissen- 
schaft, der Technik oder der Anwendungssatelliten 
beizutreten oder mit ihr assoziiert zu werden; 

die beteiligten Regierungen auf die politischen 
Gründe hinzuweisen, aus denen der Behörde alsbald 
die Mittel zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfü- 
gung gestellt werden sollten und auf die unverzüg- 
liche Benennung des Generaldirektors und anderer 
hoher Beamter zu drängen, damit das Programm 
wie vorgesehen ausgeführt werden kann; 

sich zu bemühen, in die obengenannte Konvention 
die Verpflichtung mit aufzunehmen, daß die Euro- 
päische Raumfahrtbehörde mit den Versammlungen 
des Europarats und der Westeuropäischen Union 
sowie mit den nationalen Parlamenten der Mitglied- 
staaten zusammenarbeitet und ihnen zur Informa- 
tion oder zur Stellungnahme einen Jahresbericht 
vorlegt, oder wenn es nicht möglich ist, eine sol- 
che Bestimmung in die Konvention aufzunehmen, 
die Entschließung entsprechend abzuändern; 

den Rat der Europäischen Raumfahrtbehörde nach- 
drücklich darum zu ersuchen, sein Programm aus- 
zuführen und dabei im Rahmen seines Programmes 
der Anwendungssatelliten in naher Zukunft auch 
die Erforschung und Entwicklung von Satelliten zur 
Aufspürung von Bodenschätzen zu fördern. 
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Drucksache 7/2558 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Empfehlung Nr. 255 

betr, die Hindernisse im Wege der politischen Union Europas 


Die Versammlung 

erinnert daran, daß ein von den europäischen Staats- 
und Regierungschefs gesetztes Ziel die Schaffung 
einer europäischen Identität ist; 

bedauert, daß die bei den Gipfelkonferenzen be- 
schlossenen Stufen, insbesondere im währungs- und 
regionalpolitischen Bereich, nicht innerhalb der 
vereinbarten Fristen eingehalten worden sind und 
daß die Einführung der europäischen Union nicht 
aktiv vorbereitet wird; 

ist der Auffassung, daß die WEU weiterhin die ein- 
zige europäische Organisation mit Verantwortung 
im Bereich der Verteidigungspolitik ist und als 
solche ihre Aufgabe darin liegt, den Verteidigungs- 
rahmen eines vereinten Europas zu bilden, ohne 
jedoch die Atlantische Allianz in Frage zu stellen; 
“ beklagt insbesondere die Tatsache, daß das Europa 
der Neun außerstande gewesen ist, rechtzeitig 
Richtlinien für eine gemeinsame Energiepolitik zu 
erarbeiten; 

befürchtet, daß die in der Gemeinschaft schon er- 
zielten Fortschritte ohne eine ausreichende Koor- 
dinierung der Außenpolitik der Mitgliedstaaten ge- 
fährdet sein könnten; 

befürchtet ferner, daß Europas Stellung bei den lau- 
fenden internationalen Verhandlungen geschwächt 
werden könnte, wenn die europäischen Ansichten 


über Sicherheitsfragen nicht in Einklang gebracht 

werden, 

empfiehlt dem Rat: 

1. im Rahmen der europäischen Union die Schaf- 
fung einer politischen Entscheidungsstelle zu 
fördern, die der parlamentarischen Kontrolle 
unterliegen und Aufgaben im Bereich der Außen- 
politik wahrnehmen soll; 

2. angesichts der engen Verbindung zwischen 
Außenpolitik und Entspannung eine Konzeption 
der europäischen Sicherheit zu erarbeiten, die 
bei jeder von dem Europa der Neun verfolgten 
Politik berücksichtigt werden sollte; 

3. innerhalb eines geeigneten Rahmens eine Poli- 
tik zu fördern, die auf die Klarstellung der 
Identität Europas auf den Gebieten der Politik, 
Verteidigung, Wirtschaft, Währungspolitik und 
Energie zielt; 

4. eine permanente Verbindung mit den politischen 
Konsultationen, an denen alle seine Mitglieder 
teilnehmen, herzustellen, indem er u. a. sicher- 
stellt, daß der Generalsekretär der WEU an allen 
politischen Konsultationen, ob im Rahmen der 
Neun oder der Atlantischen Allianz, teilnimmt; 

5. die beiden Mitgliedstaaten der EWG, die der 
WEU nicht angehören, daran zu erinnern, daß 
der modifizierte Brüsseler Vertrag ihnen noch 
offensteht. 
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